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kommt zustande, wenn die Annahmeerklärung dem Anbieten­
den innerhalb der Annahmefrist zugeht.

(3) Geht die innerhalb der Frist abgegebene Annahmeerklä­
rung verspätet zu, kommt der Vertrag zustande, wenn der 
Anbietende die Annahmeerklärung nicht unverzüglich zurück­
weist.

(4) Eine Annahme des Angebots mit Erweiterungen, Ein­
schränkungen oder sonstigen Änderungen gilt als neues An­
gebot.

§65
. Der Vertrag kommt auch ohne Übermittlung einer An­
nahmeerklärung zustande, wenn sich die Annahme des An­
gebots aus einem allgemein oder im rechtsgeschäftlichen Ver­
kehr der Partner üblichen Verhalten ergibt. Das gleiche gilt, 
wenn der Anbietende auf eine Annahmeerklärung verzichtet 
hat.

§66
Mündlicher und schriftlicher Vertrag

(1) Ein Vertrag kann mündlich abgeschlossen werden. 
Schriftform, Beurkundung oder Beglaubigung sind nur erfor­
derlich, wenn das durch Rechtsvorschriften bestimmt ist.

(2) Ein nicht in der vorgeschriebenen Form abgeschlossener 
Vertrag ist nichtig, soweit durch Rechtsvorschriften nichts 
anderes bestimmt ist.

§67
Beurkundung und Beglaubigung

(1) Ist die Beurkundung eines Vertrages vorgeschrieben, 
genügt es, wenn Angebot und Annahme getrennt beurkundet 
werden. Das gleiche gilt für die Beglaubigung der Unter­
schriften. Die Beurkundung oder Beglaubigung erfolgt durch 
das Staatliche Notariat oder das sonst zuständige staatliche 
Organ. Die Beurkundung eines Vertrages ersetzt die Beglaubi­
gung.

(2) Der Vertrag kommt zustande, wenn die beurkundeten 
oder beglaubigten Erklärungen beiden Partnern zugegangen 
sind.

Nichtigkeit von Verträgen

§68

(1) Ein Vertrag ist nichtig, wenn
1. sein Inhalt gegen ein in Rechtsvorschriften enthaltenes 

Verbot verstößt;
2. er mit den Grundsätzen der sozialistischen Moral unver­

einbar ist;
3. er bei Abschluß auf eine unmögliche Leistung gerichtet ist;»
4. die vorgeschriebene Genehmigung durch das zuständige 

staatliche Organ nicht erteilt wird.
(2) Ein Vertrag ist teilweise nichtig, wenn sich der Nichtig­

keitsgrund nur auf einen Teil des Vertrages bezieht und der 
Vertrag auch ohne' diesen Teil abgeschlossen worden wäre. 
Bei Preisverstößen ist der Vertrag mit dem zulässigen Preis 
wirksam.

§69

(1) Das auf Grund eines nichtigen Vertrages Geleistete ist 
nach den Bestimmungen über die Rückgabe von unberechtigt 
erlangten Leistungen (§§ 356 und 357) herauszugeben.

(2) Ist ein Vertrag nach § 68 ganz oder teilweise nichtig 
und waren sich die Partner ihres ungesetzlichen oder moral­
widrigen Handelns bewußt, kann das zu Unrecht Erlangte 
ganz oder teilweise zugunsten des Staates eingezogen werden. 
Die Einziehung erfolgt auf Antrag des Staatsanwalts durch 
das Gericht, bei Preisverstößen auch durch das zuständige 
staatliche Organ.

§70
Anfechtung von Verträgen

(1) Ein Partner, der sich bei Abschluß eines Vertrages über 
den Inhalt seiner Erklärung im Irrtum befand oder dessen 
Erklärung fehlerhaft übermittelt worden ist, kann den Ver­
trag anfechten, wenn er bei Kenntnis der Sachlage und unter 
Berücksichtigung aller Umstände den Vertrag nicht abge­
schlossen hätte. Das gleiche gilt, wenn die Erklärung auf arg­
listiger Täuschung oder rechtswidriger Drohung beruht.

(2) Die Anfechtung ist gegenüber dem Partner unverzüglich 
zu erklären. Widerspricht der Partner der Anfechtung, kann 
sie bis zum Ablauf von 2 Monaten gerichtlich geltend gemacht 
werden. Nach Ablauf dieser Frist ist die Anfechtung ausge­
schlossen. Das Recht auf Anfechtung erlischt spätestens 
4 Jahre nach Abschluß des Vertrages.

(3) Ein mit Erfolg angefochtener Vertrag ist nichtig. Der 
Anfechtende hat dem Partner die Aufwendungen zu erstatten, 
die dieser im Vertrauen auf die Gültigkeit des Vertrages ge­
macht hat. Eine Pflicht zur Erstattung besteht nicht, wenn 
der Partner den Anfechtungsgrund kannte oder kennen mußte.

Vierter Abschnitt 
Erfüllung von Verträgen

§71
Grundsatz

(1) Die vertraglich vereinbarten Leistungen sind ordnungs­
gemäß zu erbringen, insbesondere in der vorgesehenen Menge 
und Qualität, am vereinbarten Ort und zur rechten Zeit. Ist 
die Leistung nur allgemein bestimmt, ist sie so zu erfüllen, 
wie es dem Zweck des Vertrages entspricht.

(2) Jeder Partner eines Vertrages ist für die Leistung, die 
er zu erbringen hat, Schuldner und für die Leistung, die er 
zu fordern hat, Gläubiger.

(3) Der Schuldner hat zur Erfüllung seiner Verpflichtung 
alle Anstrengungen zu unternehmen, die dem Vertragszweck 
entsprechend im allgemeinen erwartet werden können. Be­
triebe haben hierzu alle Möglichkeiten zu nutzen, die ihnen 
durch die sozialistischen Produktionsverhältnisse zur Erfül­
lung ihrer Produktions-, Handels- und Dienstleistungsauf­
gaben gegeben sind einschließlich der Zusammenarbeit mit 
anderen Betrieben.

(4) Der Gläubiger hat in der erforderlichen Weise mitzu­
wirken und die vereinbarte, insbesondere qualitäts- und ter­
mingerecht angebotene Leistung entgegenzunehmen und als 
Erfüllung anzuerkennen (Abnahme).

§72
Leistungsort

(1) Die Leistung ist am Sitz des Schuldners zu erbringen, 
soweit sich aus dem Vertrag und aus dem Zweck der Lei­
stung kein anderer Leistungsort ergibt. Für Zahlungsver­
pflichtungen gilt § 75.

(2) Ist der Schuldner ein Betrieb und die Leistung durch 
einen Betriebsteil zu erbringen oder auszuliefern, ist der Sitz 
des Betriebsteils der Leistungsort.

§73
Leistungszeit

(1) Ist eine Leistungszeit (Termin oder Frist) nicht bestimmt 
und ergibt sie sich auch nicht aus der Zweckbestimmung der 
Leistung, kann der Schuldner jederzeit leisten und der Gläu­
biger vom Schuldner die Leistung jederzeit fordern.

(2) Eine vorzeitige Leistung ist zulässig, wenn sich der 
Gläubiger damit einverstanden erklärt oder wenn er die 
Leistung abnimmt.


